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I. 
Beschluß mit der Entlastung der Kommission zur Ausführung des 
Haushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften für das Haus-
haltsjahr 1983 betreffend die Einzelpläne I – Parlament, II – Rat, 
III – Kommission, IV – Gerichtshof, V – Rechnungshof 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT —

— aufgrund des EGKS-Vertrags, insbesondere Artikel 78 g dieses 
Vertrags, 

— aufgrund des EWG-Vertrags, insbesondere Artikel 206b dieses 
Vertrags, 

— aufgrund des EAG-Vertrags, insbesondere Artikel 180b dieses 
Vertrags, 

— in Kenntnis des Haushaltsplans und der beiden Berichtigungs-  
und Nachtragshaushaltspläne für das Haushaltsjahr 1983, 

— in Kenntnis der Haushaltsrechnung und der Vermögensüber-
sicht für das Haushaltsjahr 1983, 

— in Kenntnis des Berichts des Rechnungshofes zum Haushalts-
jahr 1983 zusammen mit den Antworten der Organe 1 ), 

— in Kenntnis der Empfehlung des Rates be treffend die Ent-
lastung der Kommission (Dok. C 2-3/85), 

1) ABl. Nr. C 348 vom 31. Dezember 1984 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments — 85 11785 — vom 29. April 1985. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in seiner Sitzung vom 16. April 1985 angenommen. 
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— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Haushaltskon-
trolle, der als Anlage beigefügten Arbeitsdokumente über die 
verschiedenen Sektoren der Gemeinschaftspolitik sowie der 
Stellungnahmen der Ausschüsse für Landwirtschaft, Fischerei 
und- Ernährung; Energie, Forschung und Technologie; soziale 
Angelegenheiten und Beschäftigung; Regionalpoli tik und 
Raumordnung; Umweltfragen, Volksgesundheit und Verbrau-
cherschutz; Jugend, Kultur, Bildung, Information und Spo rt ; 
Entwicklung und Zusammenarbeit und die Rechte der Frau 
(Dok. A 2-10/85), 

1. erteilt der Kommission Entlastung zur Ausführung des Haus-
haltsplans 1983 für die folgenden Beträge: 

(a) Einnahmen und Ausgaben im Haushaltsjahr 1983: 

1. 	Einnahmen 
ECU 

Einnahmen des Haushaltsjahres 1983 24 765 506 220 
Annullierung der aus 1982 übertragenen 
Mittel 302 061 138 
Wechselkursgewinne 47 947 118 

Insgesamt 25 115 514 476 

2. 	Ausgaben 
ECU 

Zahlungen zu Lasten des Haushaltsjahres 23 101 563 603 
Übertragung von Mitteln auf 1984 1 706 775 258 
Nichtverwendeter Restbetrag, 
der zu erstatten ist 70 766 

Insgesamt 24 808 409 627 

3. 	Saldo des Haushaltsjahres (1-2) 307 104 849 

(b) Vermögensübersicht – Stand 31. Dezember 1983: 

Aktiva 
Anlagewerte 9 623 277 814 
Betriebswerte 27 554 032 
Realisierbare Werte 251 609 588 
Kassenkonten 3 338 525 231 
Rechnungsabgrenzungsposten 166 621 719 

Insgesamt 13 407 588 384 

Passiva 
Dauerkapital 10 487 402 170 
Kurzfristige Verbindlichkeiten 2 705 466 385 
Rechnungsabgrenzungsposten 214 719 829 

Insgesamt 13 407 588 384 
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2. gibt seine Bemerkungen in der Entschließung ab, die Teil 
dieses Beschlusses ist; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluß und die Ent-
schließung mit den dazugehörigen Bemerkungen der Kommis-
sion, dem Rat, dem Gerichtshof, dem Rechnungshof, dem Wirt-
schafts- und Sozialausschuß, der Europäischen Investitions-
bank und den Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln 
und sie im Amtsblatt (Reihe L) veröffentlichen zu lassen. 

II. 
Entschließung mit den Bemerkungen zu dem Entlastungsbe-
schluß für die Kommission zur Ausführung des Haushaltsplans 
der Europäischen Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 1983 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

aufgrund der Artikel 137 und 206b des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

— aufgrund von Artikel 85 der Haushaltsordnung vom 21. De-
zember 1977, wonach die Org ane der Gemeinschaft dazu 
verpflichtet sind, alle zweckdienlichen Maßnahmen zu tref-
fen, um den in den Entlastungsbeschlüssen enthaltenen 
Bemerkungen Folge zu leisten, 

— in der Feststellung, daß nach demselben Artikel die Organe 
auf Wunsch des Europäischen Parlaments über die im 
Anschluß an  die Bemerkungen des Parlaments ge troffenen 
Maßnahmen und insbesondere über die Weisungen, die sie 
an  die an der Ausführung des Haushaltsplans beteiligten 
Dienststellen gegeben haben, Bericht erstatten müssen, 

— mit dem Beschluß, die in Artikel 85 erwähnten Bemerkungen 
in Form dieser Entschließung abzugeben, die Teil des Ent-
lastungsbeschlusses für Ausführung des Haushaltsplans der 
Europäischen Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 1983 ist, 

— unter Annahme dieser Entschließung in Ausübung der für die 
Erfüllung seiner Kontrollfunktion erforderlichen Befugnisse, 
damit die während seiner Entlastungsprüfung aufgedeckten 
Mängel beseitigt werden können und eine bessere Haushalts

-

führung der Gemeinschaft erreicht werden kann, 

— angesichts der Verweigerung der Entlastung für das vorange-
gangene Haushaltsjahr, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Haushaltskon-
trolle und der anderen im Entlastungsbeschluß erwähnten 
Dokumente (Dok. A 2-10/85) — 

Form des Entlastungsbeschlusses 

1. beschließt, die Sprachregelung für seine Bemerkungen zu 
vereinheitlichen, um eine größere Klarheit zu erreichen und 
legt daher die folgenden Ausdrücke fest: 
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„fordert auf" bedeutet, daß die be treffende Institution die 
verlangten Maßnahmen zutreffen hat, 

„empfiehlt" bedeutet, daß die be treffende Institution die 
Empfehlung zu prüfen und ihr nachzukommen hat, sofern 
keine triftigen Gründe für deren Änderung oder Ablehnung 
vorliegen, die von den Institutionen dann dem Europäischen 
Parlament erläutert werden müßten, 

„schlägt vor", bedeutet, daß das be treffende Organ den Vor-
schlag zu prüfen und dem Europäischen Parlament seine 
begründete Antwort zu übermitteln hat, 

alle anderen Bemerkungen sollen als Bewe rtung der Hand-
lungen des betreffenden Organs oder der Erfordernisse der 
Gemeinschaft angesehen werden; die Organe haben diese 
zur Kenntnis zu nehmen und werden ersucht, dem Europäi-
schen Parlament eine Antwort darauf zu übermitteln; 

2. — bedauert, daß der Rat in seiner Empfehlung vom 11. März 
1985 nur sehr allgemeine Bemerkungen abgegeben hat, 
ohne auf den Kern  der angeschnittenen Probleme zu spre-
chen zu kommen; 

— steht in grundlegendem Widerspruch zu der Bemerkung 
des Rates, wonach die vom Rechnungshof angesprochenen 
Probleme bezüglich der mangelnden Eignung der gegen-
wärtigen Haushaltsverfahren und Rechtsvorschriften für 
eine straffe und gezielte Bewi rtschaftung der Mittelbin-
dungen (4.51-4.61) „in den Rahmen einer politischen Beur-
teilung ... fallen" , und er dafür „das Entlastungsverfahren 
nicht für den geeigneten Rahmen" hält; 

- fordert den Rat auf, dem Europäischen Parlament seine 
Empfehlung bezüglich der Entlastung bis spätestens 
15. März vorzulegen; 

3. stellt fest, daß der Rechnungshof alljährlich eine Übersicht 
über quantifizierbare Fälle vorlegt, die seiner Ansicht nach zu 
Anpassungen der Haushaltsrechnung führen sollten, bemerkt 
jedoch, daß kein endgültiges Verfahren festgelegt worden ist, 
das es dem Parlament ermöglichen würde, derar tige Ände-
rungen im Zuge der Entlastung vorzunehmen; beabsichtigt 
daher, die damit zusammenhängenden Fragen umgehend zu 
prüfen, um das Entlastungsverfahren für spätere Jahre zu 
verbessern; 

4. beabsichtigt, in die künftigen Entlastungsbeschlüsse eine 
Zusammenfassung der Vermögensübersicht aufzunehmen 
und damit auf die Bedeutung hinzuweisen, die es diesem 
Dokument beimißt; schlägt daher vor, daß die Kommission 
und der Rechnungshof die für diesen Zweck in Frage kom-
menden Zahlen aus der Vermögensübersicht in die Zahlen 
der Haushaltsrechnung, die von ihnen jährlich als Grundlage 
für die Entlastung vorgelegt werden, einbeziehen; 
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Dokumente 

5. fordert  die Kommission auf, dem Ausschuß für Haushaltskon-
trolle des Parlaments auf Wunsch die Dokumente zur Verfü-
gung zu stellen, auf denen die Beschlüsse der Kommission mit 
finanziellen Auswirkungen beruhen, damit die Entlastungs-
befugnisse auf der Grundlage der einschlägigen Informatio-
nen ausgeübt werden können; 

6. erkennt die Notwendigkeit an, bei einer Reihe dieser Doku-
mente die Vertraulichkeit zu wahren, und beauftragt deshalb 
seinen Ausschuß für Geschäftsordnung und Petitionen, dem 
Parlament gemäß Artikel 8 der Geschäftsordnung geeignete 
Bestimmungen vorzuschlagen; 

7. schlägt der Kommission vor, daß bis zur Annahme zufrieden-
stellender Bestimmungen höchst vertrauliche Dokumente 
nicht vorgelegt werden müssen, daß sie jedoch die Vertrau-
lichkeit nur in wirklichen Ausnahmefällen und dann auch nur 
durch ein Mitglied der Kommission, das in einer Sitzung des 
Ausschusses für Haushaltskontrolle die Gründe dafür persön-
lich darlegt, geltend machen sollte; 

Vermögensübersicht  

8. stellt fest, daß sich die noch bestehenden Verpflichtungen 
Ende 1983 auf annähernd 8 900 Mio. ECU beliefen, von denen 
mehr als 7 800 Mio. ECU nicht durch übertragene Zahlungser-
mächtigungen abgedeckt waren, und daß aufgrund des 
kumulativen Charakters der Verpflichtungen eine weitere 
Zunahme unvermeidlich ist; besorgt darüber, daß die Kom-
mission keine Zahlen veröffentlicht, aus denen hervorgehen 
würde, in welchem Umfang ihren Vorausschätzungen zufolge 
diese noch bestehenden Verpflichtungen zur Zahlung anste-
hen; fordert  daher die Kommission auf, in den entsprechen-
den Vermerk zu der jährlichen Vermögensübersicht eine 
Tabelle aufzunehmen, in der - nach Titeln aufgeschlüsselt —
die Höhe der noch bestehenden Verpflichtungen, die Jahre, 
in denen sie eingegangen wurden, und die Jahre, in denen sie 
voraussichtlich zur Zahlung anstehen, ausgewiesen werden; 

9. fordert  die Kommission auf, der jährlichen Vermögensüber-
sicht einen Vermerk beizufügen, aus dem eindeutig der 
Umgang der Eventualverpflichtungen der Gemeinschaft her-
vorgeht, insbesondere auch diejenigen, die voraussichtlich 
bei der Veräußerung von Interventionsbeständen entstehen; 

10. stellt fest, daß folgende Posten am 31. Dezember 1983 
potentielle Belastungen für zukünftige Haushaltspläne der 
Gemeinschaft darstellten, die durch entsprechende Einnah-
men ausgeglichen werden müßten: (a) Aufschub der Aus-
gaben des EAGFL, Abteilung Garan tie - 825 Mio. ECU; 
(b) Verpflichtungen, die nicht durch übertragene Zahlungser-
mächtigungen gedeckt sind und sonstige nicht in der Vermö-
gensübersicht enthaltene Verpflichtungen - 7 884 Mio. ECU; 
(c) Verpflichtungen im Zusammenhang mit den Kosten für die 
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Mobilisierung der Nahrungsmittelhilfe, die nicht durch über-
tragene Zahlungsermächtigungen gedeckt sind und für die 
der Rechnungshof 500 Mio. ECU ansetzt, und (d) Eventualver-
bindlichkeiten aufgrund der Lagerkosten und der Verluste 
beim Verkauf von Interventionsbeständen; Ende 1983 belief 
sich der Wert dieser Bestände auf 7 036 Mio. ECU, und der 
Rechnungshof schätzt die künftigen Haushaltskosten auf-
grund der in der Vergangenheit gemachten Erfahrungen auf 
2 800 Mio. ECU, so daß sich der Gesamtbetrag dieser Posten 
auf 12 009 Mio. ECU beläuft; 

Rechnungsprüfung 

11. ersucht den Rechnungshof, seinen Jahresbericht in zwei Tei-
len vorzulegen, wobei der erste die Bemerkungen des Rech-
nungshofes und der zweite die Antworten der Organe enthal-
ten sollte, damit die Bemerkungen und die Antworten leichter 
zusammen gelesen werden können, ersucht jedoch darum, 
auf dem Deckblatt jedes Teils einen klaren Hinweis auf den 
anderen Teil anzubringen; 

12. schlägt dem Rechnungshof im Hinblick auf eine stärkere 
Herausstellung der Prioritäten in seinen Jahresberichten vor, 
verstärkt von den in Ziffern 2.2 und 2.3 seines jüngsten Be-
richts 1) erwähnten Verfahren der direkten Mitteilungen 
Gebrauch zu machen, insbesondere wenn es um Beträge 
unter 50 000 ECU geht; schlägt ferner vor, daß Kapitel 1 Listen 
(a) aller Anregungen, die zu etwaigen Einsparungen von 50 
Mio. ECU oder mehr führen würden und (b) aller ähnlich 
wichtigen Anregungen, bei denen die etwaigen Einsparun-
gen nicht quantifizierbar sind, enthält; ersucht den Rech-
nungshof, andere Möglichkeiten zu prüfen, wie eine stärkere 
Differenzierung zwischen Fragen von größerer oder geringe-
rer Bedeutung getroffen werden könnte; 

13. erkennt an, daß der Rechnungshof für die Prüfung der Rech-
nungslegung aller Gemeinschaftsorgane und -einrichtungen 
(darunter auch seiner eigenen) nach den Verträgen die letzte 
Verantwortung trägt, stellt jedoch fest, daß die Rechnungs-
legung des Rechnungshofes selbst (die Ausgaben in Höhe von 
etwa 18 Mio. ECU an Gemeinschaftsmitteln umfaßt) keiner 
unabhängigen Rechnungsprüfung unterliegt, und schlägt vor, 
daß sich der Ausschuß für Haushaltskontrolle näher mit die-
sem Problem befaßt; 

Rechnungsprüfungsprobleme 

14. fordert  die Kommission auf, (a) den vier Empfehlungen, die 
der Rechnungshof in Ziffer 2.19. seines Jahresberichts 1 ) in 
bezug auf die Einziehung von Steuern und Abgaben abgege-
ben hat, nachzukommen und (b) von allen in Frage kommen-
den Mitgliedstaaten die noch ausstehenden Steuern und 
Abgaben sofort einzuziehen; 

1) ABl. Nr. C 348 vom 31. Dezember 1984, S. 16 und 21 
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15. empfiehlt der Kommission, im Hinblick auf die Festlegung 
einheitlicher Rechnungsführungsgrundsätze und -methoden 
Gespräche mit den anderen Gemeinschaftsorganen und -ein-
richtungen einzuleiten und mit der Bewertung des Anlage-
vermögens und der Lagerbestände zu beginnen; 

Dreijährige finanzielle Vorausschau 

16. fordert  die Kommission auf, die dreijährige finanzielle Vor-
ausschau entsprechend der Entschließung des Parlaments 
zum Entwurf des Haushaltsplans für 1978 1) zu einem be-
deutsameren Dokument zu machen und zu diesem Zweck 
eine Übersicht über den voraussichtlichen Umfang der 
Begleichung noch bestehender Verpflichtungen und auch 
eine Bewertung der finanziellen Auswirkungen der vorge-
schlagenen neuen politischen Maßnahmen in diese Voraus-
schau aufzunehmen; 

Verwendungsprobleme 

17. beschließt, geeignete Verfahren einzuführen, um die schwer-
wiegenden Probleme im Zusammenhang mit der Verwen-
dung der Mittel, auf die es in vorangegangenen Entlastungs-
entschließungen hingewiesen hat, zu lösen; 

18. empfiehlt der Kommission, eine intensivere Verwendung der 
getrennten Mittel vorzuschlagen, um eine größere Flexibilität 
der Haushaltsführung zu erreichen und die derzeit hohen 
Beträge nicht verwendeter Zahlungsermächtigungen abzu-
bauen; 

19. fordert  die Kommission auf, den beiden Teilen der Haushalts-
behörde bis zum 30. September jedes Jahres einen schrift-
lichen Bericht über die Verwendung der Mittel aus Teil B 
ihres Einzelplans des Haushaltsplans vorzulegen; in diesem 
Bericht sollten (a) alle Haushaltslinien aufgeführt werden, bei 
denen die Kommission eine Verwendung der Verpflichtungs-
oder Zahlungsermächtigungen von weniger als 90 % erwar-
tet, und (b) für diese Haushaltslinien eine Schätzung der vor-
aussichtlichen Verwendung, eine kurze Begründung für die 
zu geringe Verwendungsrate und ein Vorschlag der Kommis-
sion, was mit dem Saldo geschehen so ll, dargestellt werden; 

20. fordert  die Kommission auf, die von ihr für notwendig gehalte-
nen Anträge auf Mittelübertragungen gleichzei tig mit dem 
Bericht für die Verwendung oder sobald wie möglich danach 
vorzulegen; 

21. fordert  die Kommission auf, ihren Bedarf für den Haushalts-
plan des folgenden Jahres anhand des oben erwähnten 
Berichts nochmals zu überprüfen und beide Teile der Haus-
haltsbehörde immer dann, wenn es angebracht ist, auf die 
Gefahr hinzuweisen, daß sie möglicherweise (a) zu wenig für 
Zahlungen vorsehen, um die Verpflichtungen der Gemein- 

1) ABl. Nr. C 280 vom 21. November 1977, S. 26 
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schaft zu decken, oder (b) Mittel in zu großem Umfang bereit-
stellen, die bei einer wirtschaft lichen Haushaltsführung durch 
die Kommission nicht verwendet werden können; 

22. fordert  die Kommission auf, beiden Teilen der Haushalts-
behörde jeweils vor der zweiten Lesung des Haushaltsplans 
innerhalb des Rates eine schriftliche Zusammenfassung die-
ser Hinweise, möglichst in Tabellenform, vorzulegen; 

23. fordert  den Rat auf, dem Europäischen Parlament bis zum 
10. November jedes Jahres einen schriftlichen Bericht vorzu-
legen, in dem zu jeder Haushaltslinie, bei der die Kommission 
in ihrem Bericht über die Verwendung auf das Fehlen von 
Rechtsvorschriften oder anderen Maßnahmen des Rates als 
Grund für die voraussichtlich nicht vollständige Ausführung 
des Haushaltsplans verweist, die Haltung des Rates erläutert 
wird; 

24. fordert  die Kommission auf, in Band I der Haushaltsrechnung 
und in die Vermögensübersicht (a) eine Tabelle nach dem 
Muster der der Begründung zu diesem Bericht beigefügten 
Tabelle aufzunehmen, aus der die Verwendung der vom 
Europäischen Parlament im Wege von Abänderungen wäh-
rend des Haushaltsverfahrens zusätzlich eingesetzten Mittel 
hervorgeht, wobei diese in Rela tion zu den Gesamtverwen-
dungsraten bei den betreffenden Haushaltslinien zu setzen 
sind, damit die Bedeutung der vom Parlament vorgenomme-
nen Abänderungen besser zu ermessen ist, (b) in den Fä llen, 
in denen sich Verzögerungen im Legislaturverfahren auf die 
Durchführung ausgewirkt haben, Einzelheiten der Bezeich-
nungen aus dem Haushaltsplan ähnlich denen aufzunehmen, 
die bereits zum ersten Male einbezogen wurden, und (c) bei 
allen anderen Abänderungen, wo keine Durchführung erfolgt 
ist, Erklärungen einzufügen; 

Gemeinsame Erklärung 

25. nimmt zur Kenntnis, daß sich der Rat nicht an die Gemein-
same Erklärung vom 30. Juni 1982 gehalten hat, und zwar vor 
allem dadurch, daß er nicht a lles in seiner Macht Stehende 
getan hat, um die Verordnungen für wich tige neue Gemein-
schaftsmaßnahmen bis spätestens Ende Mai anzunehmen, 
und warnt den Rat, daß es, wenn er diese Haltung beibehält, 
seine Auffassung erneut bekräftigen muß, daß der Haushalts-
plan in der Regel eine ausreichende Rechtsgrundlage dar-
stellt, und daß es entsprechende Maßnahmen ergreifen wird; 

Einnahmen 

26. stellt fest, daß erhebliche Unterschiede zwischen dem Brutto-
inlandsprodukt oder dem Verbrauchsniveau in den einzelnen 
Mitgliedstaaten und der jewei ligen Höhe der Mehrwertsteu-
erzahlungen bestehen, wobei diese Diskrepanz auf den ersten 
Blick auf eine beträcht liche Mindererhebung der Mehrwert-
steuer hindeutet; 
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27. stellt ferner fest, daß die Handelsstatistiken der Mitgliedstaa-
ten offensichtlich nicht mit den Einnahmen der Gemeinschaft 
aus Zöllen und Abgaben übereinstimmen, wenn dies auch 
teilweise durch den Weiterversand von Waren innerhalb der 
Gemeinschaft erklärt werden kann; 

28. bemerkt, daß durch die Mindererhebung die Verläßlichkeit 
der Mehrwertsteuergrundlage und die erzielten Einnahmen 
aus Zöllen und Abgaben beeinträchtigt werden könnten und 
daß dies eine unterschiedliche Steuerbelastung zur Folge 
haben könnte; 

29. stellt fest, daß die unterschiedlich strenge Veranlagung und 
Erhebung von Steuern durch die Mitgliedstaaten eine unter-
schiedliche Steuerbelastung bewirkt; empfiehlt deshalb der 
Kommission, die Möglichkeiten zur Verwirklichung eines 
gerechteren Systems zu prüfen; 

30. ersucht den Rechnungshof, einen Sonderbericht über die 
Durchführung des Systems der Eigenmittel in bezug auf Zölle 
und Abgaben auszuarbeiten, bei dem die Handelssta tistiken 
der Mitgliedstaaten, die Schätzungen über die Zölle, die für 
die in anderen Mitgliedstaaten verbrauchten Güter gezahlt 
wurden und auch die Einnahmeverluste aufgrund von fehler

-

haften Verfahren, eine unzureichende Zollregelung oder 
Schwankungen bei den Methoden für die Wertbestimmung 
zwischen den Mitgliedstaaten und zwischen den Erhebungs-
stellen in den Mitgliedstaaten berücksichtigt werden; 

31. ist der Auffassung, daß die Einführung eines neuen EDV- 
gestützten Systems zur Verbuchung der Einnahmen durch die 
Kommission die Verwaltung der Gemeinschaftseinnahmen 
verbessern dürfte, und fordert  die Kommission auf, den Aus-
schuß für Haushaltskontrolle über die erzielten Fortschritte 
auf dem laufenden zu halten; 

32. bedauert, daß keine Bestimmungen für eine regelmäßige, 
systematische und verbindlich vorgeschriebene Übermittlung 
von Informationen über betrügerische Praktiken und Un-
regelmäßigkeiten bei den Eigenmitteln an die Kommission 
bestehen, da der Rat zu Vorschlägen, die ihm 1979, 1982 und 
1983 vorgelegt wurden, keinen Beschluß gefaßt hat; 

33. empfiehlt dem Rat, diese Vorschläge ohne weiteren Aufschub 
anzunehmen, damit einige der derzeitigen Schwächen dieses 
Systems besei tigt werden können, und sich auch alsbald mit 
den künftigen Vorschlägen zur Verbesserung des Systems der 
Eigenmittel zu befassen; 

EAGFL — Probleme beim Rechnungsabschluß 

34. stellt mit großer Besorgnis fest, daß die Konten des EAGFL für 
1976 und 1977 erst 1983 abgeschlossen wurden und Verzöge-
rungen von mehr als fünf Jahren beim Abschluß dieser Kon

-

ten, die mehr als die Hälfte des gesamten Jahresbudgets 
ausmachen, zur Regel geworden sind mit dem Ergebnis, daß 
die Arbeit schwieriger und ineffizienter wird, da Beamte ihre 
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Stellen aufgeben, Dokumente verlorengehen und das Erinne-
rungsvermögen nachläßt; 

35. stellt ferner fest, daß der Abschluß oft unter Vorbehalt erfolgt, 
wodurch die Kommission einige schwierigere Probleme, die 
rasch und mit Entschlossenheit gelöst werden sollten, vertagt, 
was dazu führt, daß die kumulierten Summen viel größer 
werden und die Probleme noch schwerer zu lösen sind; 

36. fordert  die Kommission auf, zur Lösung dieser Probleme 

a) die Überprüfungen an Ort und Stelle bereits im jeweiligen 
Haushaltsjahr zu beginnen, wie dies derzeit bei der Über-
prüfung von Erstattungen und WABs der Fall ist; 

b) bei den Mitgliedstaaten die im Zuge der Überprüfung 
auftauchenden Probleme im Zusammenhang mit ihrer 
Ausgabenverwaltung und -kontrolle und den Unterschie-
den bei der Auslegung von Verordnungen zur Sprache zu 
bringen, damit die Mitgliedstaaten Fehler korrigieren kön-
nen, bevor deren Folgen noch schwerwiegender werden; 

c) den Prozeß einer raschen Korrektur von nicht auf grobe 
Fahrlässigkeit zurückzuführenden Fehlern durch die Mit-
gliedstaaten dadurch zu begünstigen, daß beim Rech-
nungsabschluß keine Strafen verhängt werden, wenn der 
betreffende Mitgliedstaat das Problem, nachdem er darauf 
hingewiesen wurde, unverzüglich behoben hat; 

d) die Voraussetzungen zu schaffen, unter denen die Mit-
gliedstaaten in die Lage versetzt und verpflichtet werden, 
ihre endgültige Rechnungslegung, wie in der entsprechen-
den Verordnung vorgesehen, bis zum 31. März des folgen-
den Jahres vorzulegen, indem die Kommission 
(i) bis spätestens 30. September des vorangegangenen 

Jahres ihre konkreten Forderungen für die während 
der Operationen des Haushaltsjahres einzuholenden 
statistischen Angaben nennt und spätere Änderungen 
nur vornimmt, wenn sie sich zwangsläufig aus neuen 
Legislativerforderungen ergeben, und 

(ii) eine Änderung der Verordnungen vorschlägt, der 
zufolge nach dem 31. März, d. h. nach der Frist für ihre 
Rechnungslegung erhobene Ansprüche von Mitglied-
staaten auf eine Berichtigung zu ihren Gunsten norma-
lerweise nicht anerkannt werden; 

37. beschließt, daß der einzig praktikable Weg, die Arbeiten im 
Zusammenhang mit dem Rechnungsabschluß auf den neue-
sten Stand zu bringen, darin besteht, dem laufenden Jahr 
Vorrang einzuräumen; forde rt  die Kommission auf, diese 
neuen Verfahren im Laufe des Jahres 1985 so vollständig wie 
möglich anzuwenden und die Änderungen so rechtzeitig vor-
zunehmen, daß sie für das gesamte Jahr 1986 wirksam wer-
den können; 

38. fordert  die Kommission auf, den Rechnungsabschluß für 1985 
ohne Vorbehalt bis zum 30. Juni 1987 und dann die Ab- 
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schlüsse der darauffolgenden Jahre ebenfa lls ohne Vorbehalt 
innerhalb von zwölf Monaten nach Abschluß des betreffen-
den Jahres durchzuführen; forde rt  die Kommission weiterhin 
auf, dem Europäischen Parlament in dem Fall, daß einer 
dieser Termine nicht eingehalten werden kann, folgendes zu 
unterbreiten: 

a) innerhalb der genannten Fristen einen vollständigen 
schriftlichen Bericht über die Umstände, die zu der Verzö-
gerung geführt haben, über die zur Beendigung dieser 
Verzögerung getroffenen Maßnahmen sowie mit Angaben 
über die Zeit, die nach ihren Schätzungen noch erforder-
lich ist, um den Rechnungsabschluß ohne Vorbehalt durch-
zuführen, und 

b) danach jeden Monat bis zum vollendeten Rechnungsab-
schluß ohne Vorbehalt einen weiteren Bericht über die 
erzielten Fortschritte; 

39. fordert  die Kommission auf, sobald wie möglich eine Arbeits-
methode und einen Zeitplan für den Rechnungsabschluß der 
Jahre 1980 bis 1984 vorzuschlagen und vorrangig darauf zu 
achten, daß die Arbeiten im Zusammenhang mit dem lauf en-
den  Rechnungsabschluß nicht hinter dem oben erwähnten 
Zeitplan zurückbleiben; 

Gemeinsame Agrarpolitik 

40. weist auf den zunehmenden Mangel an Kohärenz in der 
Gemeinsamen Agrarpolitik hin, der zum Teil auf die Forde-
rungen der einzelnen Mitgliedstaaten und ihren Mißbrauch 
der Einstimmigkeitsregel im Rat und zum Teil auf die in den 
letzten Jahren eingetretenen Änderungen in der Struktur von 
Angebot und Nachfrage zurückzuführen ist; 

41. stellt fest, daß die Kommission Arbeitsgruppen eingesetzt hat, 
die die wichtigsten Sektoren der Gemeinsamen Agrarpolitik 
untersuchen sollen, und fordert  die baldige Vorlage von 
Berichten mit ihren Empfehlungen; 

42. empfiehlt der Kommission, in künftigen Vorschlägen und 
sonstigen Dokumenten klar und deutlich zwischen den wirt-
schaftlichen, sozialen und umweltpolitischen Zielsetzungen 
der Agrarpolitik zu unterscheiden, so daß die Bedürfnisse in 
beiden Bereichen wirksamer und ra tioneller befriedigt wer-
den können; 

43. stellt fest, daß die Maßnahme der Kommission, Ausgaben im 
Rahmen der EAGFL, Abteilung Garantie, in Höhe von etwa 
825 Mio. ECU auf das Jahr 1984 zu verschieben, im Wider-
spruch zu dem Grundsatz der Jährlichkeit stand und verdeut-
licht, daß der Haushaltsplan gegenwärtig als Instrument zur 
Kontrolle derartiger Ausgaben unwirksam ist; fordert daher 
die Kommission auf, die Entwicklungen genauestens zu ver-
folgen und in einem Jahr, in dem voraussichtlich ein Über-
hang bei den Ausgaben im Rahmen der Abteilung Garantie 
entsteht, rechtzeitig (a) die notwendigen Rechtsvorschriften 
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oder sonstige Maßnahmen vorzuschlagen, um die Ausgaben 
innerhalb der vom Haushaltsplan gesetzten Grenzen zu hal-
ten, und (b) den Vorentwurf eines Nachtragshaushaltsplans 
vorzulegen, wenn diese Eindämmung nicht ganz erreicht 
werden kann; 

44. fordert  die Kommission auf, sich der Interventionsbestände 
zum günstigsten Zeitpunkt zu entledigen und zu diesem 
Zweck gegebenenfalls Übertragungen oder einen Vorentwurf 
für einen Nachtragshaushalt vorzuschlagen, da Verzögerun-
gen lediglich die Jährlichkeit des Haushaltsplans beeinträch-
tigen und die Kosten erhöhen; 

45. räumt jedoch ein, daß die Gemeinschaft ihren Verpflichtun-
gen im internationalen Handel nachkommen muß, und fordert 
die Kommission auf, bei Maßnahmen zum Abbau der 
Bestände auch dann die legitimen Interessen der Entwick-
lungsländer zu berücksichtigen, wenn dadurch zusätzliche 
Haushaltskosten verursacht werden; 

46. fordert  die Kommission auf, Maßnahmen dafür vorzuschla-
gen, daß der Wertverlust der Interventionsbestände nach den 
geltenden Grundsätzen im Jahreshaushalt und in den Konten 
berücksichtigt wird, da durch die derzeitige Praxis, einen 
großen Teil der Ausgaben zu verschieben oder vorzuziehen, 
die Jährlichkeit des Haushaltsplans beeinträchtigt wird; 

47. fordert  die Kommission auf, ihrer Verantwortung als Hüterin 
der Verträge nachzukommen, indem sie dafür sorgt, daß das 
Gemeinschaftsrecht im Agrarsektor seine Gültigkeit behält 
und gegen Mitgliedstaaten, die ihren Verpflichtungen nicht 
nachkommen, entsprechende finanzielle und rechtliche 
Schritte unternommen werden; 

48. empfiehlt der Kommission, Kosten-Nutzen-Analysen durch-
zuführen und im Anschluß daran die Politik in den folgenden 
Bereichen zu überprüfen: 

(a) Einsatz der privaten Lagerhaltung im Vergleich zu 
Ankäufen in die öffentlichen Interventionsbestände; 

(b) mögliche Einschränkung der Verkäufe an die Interven-
tionsstellen zum Ende des Wirtschaftsjahres; 

(c) Durchsetzung der gemeinschaftlichen Qualitätsvorschrif-
ten für frisches Obst und Gemüse an allen größeren 
öffentlichen Verkaufsstellen und bei Rücknahmen vom 
Markt; 

(d) Destillation von Alkohol aus Trauben und anderen 
Früchten; 

(e) Produktionsbeihilfen für verarbeitete Tomatenerzeug-
nisse; 

(f) Stützungsmaßnahmen für den Tabaksektor; 

(g) wachsenden Haushaltskosten im Zusammenhang mit den 
Ölsaaten; 
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49. fordert  die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit den Mit-
gliedstaaten darauf zu achten, daß die Verteilung von Obst 
und Gemüse aus Interventionsbeständen an soziale Einrich-
tungen in effizienter Weise erfolgt; 

Gemeinsame Fischereipolitik 

50. empfiehlt der Kommission, den Mitgliedstaaten keine Voraus-
zahlungen für Marktinterventionen und keine Erstattungen 
für die Mengen, die die gesamte zulässige Fangmenge dieser 
Fischart für den betreffenden Mitgliedstaat übersteigt, zu 
zahlen; 

Regionalpolitik 

51. erkennt die Notwendigkeit an, über den Haushaltsplan der 
Gemeinschaft die Konvergenz der Volkswirtschaften der Mit-
gliedstaaten zu fördern, insbesondere durch eine Umvertei-
lung der Mittel zugunsten der benachteiligten Gebiete der 
Gemeinschaft, bedauert jedoch, daß der Haushaltsplan diesen 
Zweck nicht erfüllt, weil (a) die Mitgliedstaaten dadurch, daß 
sie eine Kontrolle über die eingereichten Anträge ausüben 
können, lediglich ihre einzelstaatlichen Mittel durch Gelder 
aus dem EFRE ersetzen, (b) der EFRE viel zu unbedeutend ist, 
urn regional größere Auswirkungen zu zeitigen, und (c) weit 
mehr Finanzmittel der Gemeinschaft in wohlhabendere 
Regionen fließen; 

52. bedauert die Tatsache, daß der Rat nicht in der Lage war, den 
Sonderbericht des Rechnungshofes aufgrund der Erklärung 
des Europäischen Rates vom 18. Juni 1983 1) in geeigneter 
Weise weiterzubehandeln, und empfiehlt ihm mit Nachdruck, 
die erforderlichen Schritte zu unternehmen, (a) um eine sinn-
volle Koordinierung der Strukturfonds der Gemeinschaft 
sicherzustellen, (b) eine systematischere Bewe rtung der 
durchzuführenden politischen Maßnahmen zu ermöglichen 
und (c) eine ständige Bewe rtung der Wirksamkeit der Ge-
meinschaftsausgaben durch die Kommission zu erleichtern; 

53. empfiehlt der Kommission, die Rolle ihrer Generaldirektion 
„Regionalpolitik" auszuweiten, damit sie die voraussichtli-
chen regionalen Auswirkungen vorgeschlagener Rechtsvor-
schriften oder sonstiger Vorschläge vor ihrer Annahme durch 
die Kommission systematisch bewe rten kann, und danach die 
regionalen Auswirkungen des Haushaltsplans der Gemein-
schaft insgesamt angemessen zu überwachen; 

54. empfiehlt der Kommission, die Genehmigung weiterer Mittel-
bindungen des EFRE für die Mitgliedstaaten, die es ständig 
versäumen, Informationen rechtzeitig zu übermitteln, die sie 
aufgrund der Verordnung über die Errichtung des Fonds 
unterbreiten müssen und die für die Bewertung der Zielset-
zungen der Gemeinschaft wich tig sind, zurückzustellen; 

1) ABl. Nr. C 287 vom 24. Oktober 1983 
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55. betont, wie wich tig es ist, die Ausgaben im Rahmen des EFRE 
zur Schaffung neuer oder Beibehaltung vorhandener Arbeits-
plätze zu verwenden, auch wenn dieses Ziel bisweilen para-
doxerweise durch die Einführung neuer Technologien, die 
weniger Arbeitnehmer erfordern, erreicht wird; forde rt  die 
Kommission auf, Arbeitsplatzprognosen in der EFRE-Anträ-
gen sorgfältig zu prüfen und Zahlungen zurückzuhalten oder 
spätere Anträge abzulehnen, wenn sich danach herausstellt, 
daß diese Angaben bewußt irreführend waren; 

Sozialfonds 

56. vertritt die Auffassung, daß die umfangreichen Übertragun-
gen von einem Jahr auf das andere im Sozialfonds auf Verfah-
rensmängel schließen lassen, die durch frühere Änderungen 
der Verordnungen hätten behoben werden müssen; stellt fest, 
daß sich die Situation aufgrund der neuen Bestimmungen 
über den Fonds erheblich verbessern dürfte, und forde rt  die 
Kommission auf, Vorschläge zur Änderung von Bestimmun-
gen, die eine Verzerrung von Haushaltsbeschlüssen bewir-
ken, künftig rasch vorzulegen; 

57. bedauert insbesondere angesichts der sich weiter verschlech-
ternden Beschäftigungslage, daß die Kommission 1983 nicht 
in der Lage war, die vom Parlament im Sozialsektor des 
Haushaltsplans bereitgestellten Gelder vollständig zu ver-
wenden, und drängt darauf, daß die Kommission künftig das 
Parlament im Laufe des Haushaltsjahres regelmäßig über 
Schwierigkeiten bei der Ausführung der am Haushaltsplan 
vorgenommenen Abänderungen informiert; 

58. beobachtet die unerwünschte Tendenz, daß Anträge recht 
spät eingereicht werden, und empfiehlt, den Mitgliedstaaten 
ausdrücklich nahezulegen, ihre Anträge früher zu übermit-
teln; ist der Ansicht, daß die große Zahl von Einziehungen von 
zu viel gezahlten Vorschüssen im Jahre 1983 auf mangelnde 
Sorgfalt seitens der nationalen Behörden hindeutet, und for-
dert mit Nachdruck, bei der Bearbeitung der Anträge den 
Details stärkere Beachtung zu schenken; fordert die Kommis-
sion auf, dem Parlament über alle auf einzelstaatlicher Ebene 
durchgeführten Reformen Bericht zu erstatten; 

59. empfiehlt der Kommission, gegenüber den Mitgliedstaaten, 
die es ständig versäumen, die für die Bewertung der Ziele der 
Gemeinschaft wichtigen Informationen rechtzeitig bekannt-
zugeben, die Erteilung des Sichtvermerks für weitere ESF

-

Verpflichtungen aufzuschieben; 

60. empfiehlt der Kommission, ein offizielles Handbuch einzufüh-
ren, um es ihrem Personal und den Antragstellern zu ermög-
lichen, die Anträge und dazugehörigen Dokumente in ratio-
neller, kohärenter und einheitlicher Form auszufüllen bzw. zu 
bearbeiten; 

61. ist der Auffassung, daß eine weitaus gründlichere Über-
wachung der Wirksamkeit und Effizienz im Sozialsektor erfor- 
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derlich ist, wenn die Haushaltsbehörde die Gewißheit haben 
soll, daß die Kriterien einer wirtschaftlichen Haushaltsfüh-
rung und der Preiswürdigkeit in diesem Bereich beachtet 
werden, und empfiehlt der Kommission, eine umfassende 
Bewertung vorzunehmen; 

Investition in die Zukunft Europas 

62. ist der Auffassung, daß in den Bereichen Forschung und 
technologische Zusammenarbeit durch Aktionen auf Gemein-
schaftsebene größere Fortschritte erzielt werden können, 
begrüßt die mit relativ begrenzten Programmen bereits erziel-
ten Ergebnisse und weist darauf hin, daß Ausgaben der , 

 Gemeinschaft für diese Aktivitäten äußerst kostenwirksam 
sind; 

63. fordert  den Rat auf anzuerkennen, daß sich Europa unbedingt 
der technologischen Herausforderung durch die Vereinigten 
Staaten und Japan stellen und in diesem Zusammenhang 
seine Beschlußfassungsverfahren in den Bereichen Forschung 
und technologische Zusammenarbeit überprüfen und den 
Erfordernissen anpassen muß; 

64. weist darauf hin, daß rasche Beschlüsse nicht erreicht werden 
können, wenn verschiedene beratende Ausschüsse, Sachver-
ständigengruppen und  Arbeitsgruppen innerhalb des Rates 
jeweils mehrere Monate benötigen, um die technischen, Bud-
getären und politischen Aspekte zu prüfen, oder wenn die 
Mitgliedstaaten auf dem Prinzip der Einstimmigkeit beharren, 
was weitere Verzögerungen und unbefriedigende Kompro-
misse zur Folge hat; 

65. verurteilt die zahlreichen Verzögerungen innerhalb des Rates 
bei den Demonstrationsvorhaben für den Energiesektor, sei-
nen derzeitigen Mißbrauch des Ausschußverfahrens zur Blok-
kierung von Beschlüssen der Kommission und die Tatsache, 
daß er nicht in der Lage war, die 40-Tage-Frist bei den 
Einsprüchen einzuhalten; 

66. bemerkt, daß gegenwärtig auf die Forschung der weitaus 
größte Teil der hierzu gehörenden Ausgaben entfällt, und 
begrüßt unter Hinweis auf seine früher geäußerte Kritik an 
der Forschungstätigkeit der Gemeinschaft die weitreichenden 
Reformen zwischen 1981 und 1984, die sowohl zu einer stär-
keren Einbindung der Forschungsaktivitäten der Gemein-
schaft in die Tätigkeiten der anderen Forschungsstellen in 
Europa als auch zu einer regelmäßigen Auswertung durch 
unabhängige Wissenschaftler geführt haben; 

67. fordert  die Kommission auf, dem Forschungssektor aufgrund 
seiner Bedeutung für die Zukunft Europas eine genaue und 
stetige Überprüfung zuteil werden zu lassen, und beschließt, 
die Verwaltung und Rentabilität der Gemeinsamen For-
schungsstelle auf der Grundlage des nach halber Laufzeit des 
gegenwärtigen Vierjahresprogramms (1984 bis 1987) zu 
erstellenden Leistungsberichts neu zu bewe rten; 
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68. empfiehlt der Kommission, die Mängel im funktionellen 
Buchführungssystem zu besei tigen, damit Beschlüsse dar-
über, ob im Rahmen einer direkten, indirekten oder konzer-
tierten Aktion vorgegangen werden soll, auf der Grundlage 
vergleichbarer finanzieller und wissenschaftlicher Informatio-
nen gefaßt werden können; 

69. betont die Bedeutung der Klein- und Mittelbetriebe, insbe-
sondere für die Schaffung neuer Arbeitsplätze, und schlägt 
der Kommission vor, die Auswirkungen a ller von der Gemein-
schaft für diese Unternehmen getroffenen Maßnahmen ge-
nauer zu überwachen und die Methoden der Kosten-Nutzen

-

Analyse für diesen Zweck einzusetzen; 

Nahrungsmittelhilfe 

70. bekräftigt erneut, daß die Nahrungsmittelhilfe Teil einer 
umfassenderen Politik zur Förderung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung in Ländern, in denen eine Nahrungsmittelknapp-
heit herrscht, sein muß, und vertritt die Auffassung, daß die 
Beschlüsse über die Gewährung von Nahrungsmittelhilfe 
nicht von der Notwendigkeit bestimmt sein sollten, die Agrar-
überschüsse der Gemeinschaft abzubauen; 

71. fordert  die Kommission auf, den tatsächlichen Wert der Inter-
ventionsbestände zu untersuchen und Vorschläge zu unter-
breiten, um das Nahrungsmittelbudget mit realis tischeren 
Summen für die als Nahrungsmittelhilfe verwendeten Inter-
ventionsbestände zu belasten; 

72. fordert  die Kommission auf, als Zwischenlösung umgehend 
die Möglichkeit zu prüfen, ob nicht für die als Nahrungs-
mittelsoforthilfe verwendeten EAGFL-Bestände niedrigere 
Preise berechnet werden können; 

73. hält die langwierigen und schwerfälligen Verfahren, die vom 
Rat nach einseitiger Aufkündigung des Konzertierungsver-
fahrens in der Verordnung 3331/82 vorgesehen wurden, für 
eine weitere große Belastung zur Verwirklichung einer voll 
wirksamen Nahrungsmittelhilfepolitik; empfiehlt daher der 
Kommission, als Ersatz für die Verordnung 3331/82 eine neue 
Rahmenverordnung vorzuschlagen, um die Beschlußfassung 
im Bereich der Nahrungsmittelhilfe und die Durchführung 
dieser Hilfe den Erfordernissen anzupassen; 

74. warnt den Rat, daß es die mit der Ratsverordnung festgelegte 
Praxis, wonach Haushaltsbeschlüsse im Bereich der Nah-
rungsmittelhilfe durch restriktivere quan titative Beschrän-
kungen aufgehoben werden, für einen fundamentalen Ver-
stoß gegen die gemeinsame Erklärung vom 30. Juni 1982 hält 
und daß eine Beibehaltung dieser Praxis unweigerlich zu 
einem Scheitern der in dieser Vereinbarung vorgesehenen 
Zusammenarbeit zwischen den beiden Teilen der Haushalts-
behörde führen wird; 

75. stellt fest, daß nur acht Beamte ausschließlich mit der Nah-
rungsmittelhilfe befaßt sind und diese Posten auf die General- 
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direktionen Landwirtschaft und Entwicklung aufgeteilt sind; 
sieht in dem Personalmangel, dessen Wirkung durch eine 
Aufsplitterung von Zuständigkeiten noch verschärft wird, 
eine weitere erhebliche Beeinträchtigung einer wirksamen 
Nahrungsmittelhilfeverwaltung; forde rt  die Kommission auf, 
die Personalknappheit im Bereich der Nahrungsmittelhilfe zu 
beheben, und schlägt vor, daß die Generaldirektion Entwick-
lung eine größere Verantwortung übernehmen sollte; 

76. erblickt in der Tatsache, daß Aktionen, deren Notwendigkeit 
sich durch die Ernten in der Dritten Welt ergeben, zeitlich 
nicht mit dem jährlichen Nahrungsmittelprogramm der Ge-
meinschaft abgestimmt werden konnten, eine Ursache für die 
nur langsame Verwendung der für die Nahrungsmittelhilfe 
bereitgestellten Haushaltsmittel; fordert die Kommission auf, 
einen Zeitplan für die Nahrungsmittelhilfe aufzustellen, aus 
dem die jährlichen Erntemonate der Empfängerländer, der 
Monat, in dem die Kommission normalerweise in der Lage ist, 
den sich daraus ergebenden Nahrungsrnittelhilfebedarf zu 
beurteilen, und die für die Lieferung geeignetsten Monate 
hervorgehen; fordert  die Kommission ferner auf, die erforder-
lichen Schlußfolgerungen bezüglich der Bereitstellung der 
Haushaltsmittel und der Programmierung zu ziehen, damit 
die Nahrungsmittelhilfe in dem Jahr geliefert wird, für das die 
Haushaltsmittel bereitgestellt wurden; 

77. fordert  die Kommission auf, sicherzustellen, daß die Trans-
portkosten für jede Nahrungsmittelhilfelieferung gesondert 
ausgewiesen werden; empfiehlt, eine Kosten-Nutzen-Analyse 
vorzunehmen, die auch die Zuverlässigkeit und Geschwin-
digkeit der Lieferungen berücksichtigt, und die Leitung des 
Transports in verstärktem Maße selbst in die Hand zu neh-
men, nachdem dies derzeit in die Zuständigkeit der einzelnen 
Mitgliedstaaten fällt; empfiehlt schließlich, dann die geeigne-
ten Maßnahmen zu treffen; 

78. äußert seine Besorgnis angesichts der Berichte, wonach von 
den Interventionsstellen der Mitgliedstaaten ungeeignete 
Erzeugnisse als Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft ver-
sandt wurden; stellt fest, daß die Kommission von den 1983 
zur Qualitätskontrolle zur Verfügung stehenden 1,5 Mio. ECU 
nur 0,1 Mio. ECU verwendet hat, und empfiehlt der Kommis-
sion, größere Anstrengungen zu unternehmen, um eine syste-
matische Qualitätskontrolle zu gewährleisten; 

Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 

79. bemerkt, daß sich einige der ärmsten Länder der Welt in 
Asien befinden und der Umfang und die Wirksamkeit der 
gemeinschaftlichen Hilfsprogramme in dieser Region durch 
das Fehlen einer ständigen Vertretung der Gemeinschaft, die 
für die Ermittlung, die Bewe rtung und die Weiterbehandlung 
der Vorhaben zuständig wäre, beeinträchtigt werden; nimmt 
ferner die Kritik zur Kenntnis, die der Rechnungshof am 
Einsatz von Beratern in diesen und anderen Ländern äußert; 

 



Drucksache 10/3300 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

empfiehlt der Kommission deshalb, ihre derzeitigen Verfah-
ren zu überprüfen und im Anschluß daran eine genauere 
Überwachung der Arbeit der eingesetzten Berater zu gewähr-
leisten; 

80. fordert  die Kommission auf, die Ursachen für die unangemes-
sene Verwendungsrate und die übertriebenen Streichungen 
bei den im Rahmen des Protokolls mit den Maghreb-Ländern 
bereitgestellten Mitteln zu überprüfen und hier Abhilfe zu 
schaffen; 

81. stellt mit Besorgnis das Unvermögen der Kommission fest, 
dem Rechnungshof ihre Unterlagen zu ca. 130 Vorhaben zur 
Förderung des Handels zur Verfügung zu stellen; ist außer-
dem besorgt darüber, daß sie in ihrer Antwort auf die Bemer-
kungen des Rechnungshofes nicht zu diesem Punkt Stellung 
genommen hat; fordert  deshalb den Rechnungshof auf, seine 
Ermittlungen weiterzuführen, und ersucht die Kommission, zu 
diesem Zweck die entsprechenden Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen; 

Personal der Kommission und Verwaltung 

82. empfiehlt der Kommission, 
a) sachverständige Berater einzustellen, die über die notwen-

digen Erfahrungen im öffentlichen Dienst und in der Pri-
vatwirtschaft verfügen und sie bei der Bewäl tigung der 
vielfältigen Aufgabe unterstützen können, und zwar um 
sowohl Methoden für die Bewertung des Arbeitsanfalls als 
auch Einsatzkriterien für die Ermittlung der erforderlichen 
Planstellen zu erarbeiten, und 

b) in der Zwischenzeit Maßnahmen zu ergreifen, um eine 
größere Flexibilität herbeizuführen und den prioritären 
Erfordernissen mittels interner personeller Umbesetzungen 
gerecht zu werden; 

83. empfiehlt der Kommission, unverzüglich eine Bewertung des 
Personalbestands ihrer Generaldirektion Entwicklung im Ver-
gleich zum Personalbestand in anderen für die Entwicklungs-
politik zuständigen Verwaltungen sowie anderen Dienststel-
len der Kommission vorzunehmen und im Anschluß daran 
angemessene Maßnahmen einzuleiten; 

84. empfiehlt der Kommission, ihr Vorgehen im Zusammenhang 
mit den Studien und Modellvorhaben einer grundlegenden 
Überprüfung zu unterziehen, damit die Ergebnisse einer brei-
teren Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden und stärker 
in die auf der Ebene der Mitgliedstaaten ausgearbeiteten 
Maßnahmen einfließen können; fordert sie auf, dem Parla-
ment innerhalb von zwölf Monaten einen umfassenden 
Bericht vorzulegen; 

85. fordert  die Kommission auf, bei ihrem weiteren Vorgehen die 
ausführlichen Bemerkungen in Ziffer 45 des Arbeitsdoku-
ments zu den Personal-, Sach- und Gebäudeausgaben der 
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Kommission so zu berücksichtigen, als ob sie Teil dieser 
Entschließung wären; 

86. empfiehlt der Kommission, mehr Verträge im Ausschrei-
bungsverfahren als durch Privatvereinbarungen zu vergeben, 
eine systematische Beurteilung der Leistung der Vertrags-
partner vorzunehmen und die notwendigen organisatorischen 
Maßnahmen für die Koordinierung der praktischen Abwick-
lung und der Verbreitung der gewonnenen Erfahrungen zu 
treffen; 

Andere Institutionen als die Kommission 

87. empfiehlt, daß die Institutionen die erforderlichen Vorausset-
zungen schaffen, damit ihr Finanzkontrolleur unabhängig 
und effizient arbeiten kann, indem sie insbesondere seine 
Unabhängigkeit gegenüber anderen Dienststellen der Ins titu-
tion garantieren und ihm eine entsprechend gehobene Stel-
lung in der Verwaltung zuerkennen; 

88. verweist auf den Nutzen der Berichte des Rechnungshofes 
über spezifische Verwaltungsprobleme, die die Institutionen 
zu bewältigen haben und ist der Auffassung, daß diese 
Berichte einen konstruktiven Beitrag zur Bewirtschaftung der 
Verwaltungsausgaben erbrachten; 

89. macht die anderen Organe auf die Bemerkungen, die in 
dieser an die Kommission gerichteten Entschließung enthal-
ten sind und die sie auch selbst betreffen können, aufmerk-
sam und ersucht sie um eine Antwort; 

Europäische Schulen 

90. stellt fest, daß der letzte Bericht des Rechnungshofes über die 
Europäischen Schulen, der sich auf das Haushaltsjahr 1982 
bezieht, eine Reihe besorgniserregender Aspekte enthüllt, die 
ihrer Natur nach das Europäische Parlament zwingen, einen 
Vorbehalt gegen die Verwendung von Mitteln der Europäi-
schen Schulen auszusprechen; 

Externe Einrichtungen 

91. fordert  die Kommission auf, in ihrer Analyse der Haushalts

-

führung in Verbindung mit der Haushaltsrechnung nähere 
Informationen über die Zuschüsse vorzulegen, die gemäß 
Artikel 290, 291, 292, 293, 299 und entsprechenden Haus-
haltslinien an externe Einrichtungen gezahlt werden, unter 
Angabe der Empfänger und der Höhe der gezahlten Beträge; 

Anleihe- und Darlehensoperationen 

92. fordert  die Kommission und die Europäische Investitionsbank 
auf, für eine umfassendere Informa tion über die Anleihe- und 
Darlehensoperationen zu sorgen, damit das finanzielle Risiko 
und die wirtschaftlichen Auswirkungen im Rahmen einer 
parlamentarischen Kontrolle bewertet werden können, und 
ferner zu gewährleisten, daß die Prioritäten der Gemeinschaft 
beachtet werden; 
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93. fördert die Kommission auf, die Fehlerquellen in ihren 
Buchungsverfahren systema tisch zu beseitigen, damit ein-
heitliche und zuverlässige Statistiken verfügbar sind, die eine 
genauere Bewertung der finanziellen und wi rtschaftlichen 
Auswirkungen der genannten Opera tionen ermöglichen; 

94. begrüßt die Priorität, die der Gewährung von Darlehen an 
kleine und mittlere Unternehmen im Rahmen des NGI beige-
messen wird, und vertraut darauf, daß diese Finanzierungs-
tätigkeit, für die eine starke Nachfrage besteht, auch in 
Zukunft fortgeführt wird; 

95. erkennt an, daß durch Investitionen im Dienstleistungssektor 
etwa zehnmal soviel Arbeitsplätze geschaffen werden als im 
Produktionsbereich, und empfiehlt, in die zukünftige Dar-
lehenspolitik des NGI für kleine und mittlere Unternehmen 
auch den Fremdenverkehr einzubeziehen, da hier sogar noch 
mehr Arbeitsplätze geschaffen werden können als im Dienst-
leistungssektor insgesamt; 

Arbeitsdokumente 

96. verweist auf die von einzelnen Mitgliedern des Ausschusses 
für Haushaltskontrolle und von den Fachausschüssen des 
Parlaments ausgearbeiteten Arbeitsdokumente über spezifi-
sche Sektoren, die die Politik und ihre Durchführung in den 
betreffenden Bereichen beleuchten und sinnvolle und kon-
struktive Kritik enthalten; 

97. beschließt, die folgenden Fragen in gesonderten Berichten 
seines Ausschusses für Haushaltskontrolle zu behandeln: 

(a) das Verfahren für die Behandlung unregelmäßiger Aus-
gaben und etwaige Anpassungen der Haushaltsrechnung 
und der Vermögensübersicht im Rahmen der Entlastung; 

(b) betrügerische Praktiken, Unregelmäßigkeiten und damit 
verbundene Probleme, die sich auf die Eigenmittel aus-
wirken; 

(c) Haushaltskontrollaspekte der Datenverarbeitung in der 
Gemeinschaft; 

(d) Kontrolle der Zuschüsse für die Europäischen Schulen; 

(e) Haushaltskontrollaspekte der Personalverwaltungs-
politik; 

98. erinnert an  die vom Parlament am 14. Februar 1985 angenom-
mene Entschließung zu den Betrügereien der sizilianischen 
Mafia zu Lasten der Gemeinschaft 1 ), in der der Ausschuß für 
Haushaltskontrolle beauftragt wurde, „den Verlauf der 
Ermittlungen in Sizilien aufmerksam zu verfolgen und sich 
eingehend mit allen Initiativen zu beschäftigen, die die  Kom-
mission  einleiten wird, uni eine gerechte und ausgewogene 
Verteilung der Mittel innerhalb der Gemeinschaft sicherzu- 

1) PE 95 544 (PV 52) vom 14. Februar 1985, S. 22 
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stellen", und beauftragt den Ausschuß für Haushaltskontrolle, 
dem Parlament über die aufgrund dieses Auftrags getroffenen 
Maßnahmen Bericht zu erstatten; 

Berichte über die Durchführung dieser Entschließung 

99. fordert  die Kommission und den Rat auf, dem Europäischen 
Parlament über die im Anschluß an diese Entschließung 
getroffenen Maßnahmen und — im Falle der Kommission — 
über die Weisungen schriftlich Bericht zu erstatten, die an die 
für die Ausführung des Haushaltsplans verantwortlichen 
Dienststellen gerichtet wurden, und zwar: 

(a) in Zwischenberichten vor dem 30. September 1985 und 

(b) in Berichten, die der Haushaltsrechnung für das Haus-
haltsjahr 1985 beigefügt werden 

und ersucht ferner den Rechnungshof, in seinem nächsten 
Jahresbericht über die Folgemaßnahmen zu dieser Entschlie-
ßung Bericht zu erstatten; 

100. beabsichtigt, die Durchführung dieser Entschließung auf der 
Grundlage dieser Berichte einer eingehenden Bewertung zu 
unterziehen sowie in der Zwischenzeit und in der Schluß

-

phase in weiteren Entschließungen dazu Stellung zu nehmen. 

 





 



 


